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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

Genehmigung für Errichtung und Betrieb 
einer Windkraftanlage

in 16259 Beiersdorf-Freudenberg

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 11. Oktober 2022

Der Firma Green Invest 3000 GmbH & Co. EnnaX Zweiund-
dreissigste KG, Karl-Tauchnitz-Straße 10 b in 04107 Leipzig 
wurde die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf dem Grundstück am 
Standort 16259 Beiersdorf-Freudenberg in der Gemarkung 
Freudenberg, Flur 3, Flurstück 171 eine Windkraftanlage 
(WKA) zu errichten und zu betreiben (Az.: G06618).

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh-
rung lauten:

„I.	 Entscheidung

1.	 Der Firma Green Invest 3000 GmbH & Co. EnnaX Zwei-
unddreissigste KG (im Folgenden: Antragsteller), Karl-
Tauchnitz-Straße 10 b in 04107 Leipzig wird die

	 Genehmigung

	 nach § 4 BImSchG erteilt, eine Windkraftanlage (WKA, 
Bezeichnung WKA 3) am Standort 16259 Beiersdorf-
Freudenberg,

	 Gemarkung:	 Freudenberg
	 Flur:	 3
	 Flurstück:	 171

	 in dem unter Ziffer II. und III. dieser Entscheidung be-
schriebenen Umfang und unter Berücksichtigung der un-
ter Ziffer IV. genannten Inhalts- und Nebenbestimmun-
gen zu errichten und zu betreiben.

2.	 Die Bearbeitung der in der vorherigen Fassung des Ge-
nehmigungsantrags beantragten WKA auf den Grundstü-
cken in 16259 Beiersdorf-Freudenberg

	 Bezeichnung	 Gemarkung	 Flur	 Flurstück 
	 WKA 1	 Freudenberg	 3	 171
	 WKA 2	 Freudenberg	 3	 172
	 WKA 4	 Freudenberg	 5	 69
	 WKA 5	 Freudenberg	 5	 68
	 WKA 6	 Freudenberg	 5	 84
	 WKA 7	 Freudenberg	 5	 90
	 WKA 8	 Freudenberg	 2	 82

	 wird eingestellt.

3.	 Die Genehmigung umfasst nach § 13 BImSchG folgende 
Entscheidungen:

-	 die Baugenehmigung nach § 72 Abs. 1 Satz 1 der 
Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO) mit Zulas-
sung einer Abweichung gemäß § 67 BbgBO i. V. m. 
§ 6 Abs. 5 BbgBO (Reduzierung der Abstandsflächen 
von 147,58 m auf 75,37 m) einschließlich der Errich-
tung einer Löschwasserzisterne mit einem von 40 m³ 
Fassungsvermögen

-	 die Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens 
nach § 71 Abs. 1 BbgBO 

-	 die Ausnahmegenehmigung gemäß § 9 Abs. 1 Ziffer 2 
in Verbindung mit Abs. 8 Bundesfernstraßengesetz 
(FStrG) vom Anbauverbot für die Anbindung an die 
Bundesstraße B 168, Abs. 410 bei km 0,300 rechts

-	 die naturschutzrechtliche Eingriffszulassung gemäß 
§ 17 Abs. 1 i. V. m. § 15 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG).

4.	 Der Antragsteller hat die Kosten des Verfahrens zu tra-
gen.

5.	 Für diese Entscheidung wird eine Verwaltungsgebühr in 
einem separaten Gebührenbescheid festgesetzt.

VIII.	 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Widerspruch beim LfU mit Sitz in Potsdam erhoben 
werden.“

Das Vorhaben unterlag einer Umweltverträglichkeitsprüfung.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt.

In der Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz 
ist über alle rechtzeitig vorgetragenen Einwendungen ent-
schieden worden.

Auslegung

Die Auslegung der Entscheidung sowie der dazugehörigen er-
forderlichen Unterlagen wird gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 des 
Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und 
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch eine Veröf-
fentlichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt.

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz mit ei-
ner Ausfertigung der genehmigten Antragsunterlagen wird in der 
Zeit vom 13. Oktober 2022 bis einschließlich 26. Oktober 2022 
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über das länderübergreifende zentrale UVP-Internetportal unter 
https://www.uvp-verbund.de/ veröffentlicht.

Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von § 3 Absatz 2 
Satz 1 PlanSiG wird die Genehmigung nach Bundes-Immis
sionsschutzgesetz mit einer Ausfertigung der genehmigten An-
tragsunterlagen zeitgleich im Landesamt für Umwelt, Genehmi-
gungsverfahrensstelle Ost, Müllroser Chaussee 50, Zimmer 112 
in 15236 Frankfurt (Oder) und im Amt Falkenberg-Höhe, Bau-
amt, Karl-Marx-Straße 2, Zimmer 112 in 16259 Falkenberg aus-
gelegt und kann dort während der Dienststunden von jedermann 
eingesehen werden.

Aufgrund der aktuellen COVID-19-Pandemie ist zur Einhal-
tung der gesetzlich geforderten Schutzmaßnahmen für Ein-
sichtnahmen in die in Papierform ausgelegten Unterlagen eine 
vorherige telefonische Anmeldung unter den Nummern im 
Landesamt für Umwelt unter 0335 60676-5182 oder per  
E-Mail: t13@lfu.brandenburg.de und im Amt Falkenberg-Höhe 
unter 033458-64612 oder per E-Mail: bauamt@amt-fahoe.de 
notwendig. 

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid den 
Einwendern und auch gegenüber Dritten, die keine Ein-
wendung erhoben haben, als zugestellt.

Nach der öffentlichen Bekanntmachung können der Bescheid 
und seine Begründung bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist 
von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim 
Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle Ost, 
Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam schriftlich angefordert 
werden.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz in 
Potsdam erhoben werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1362)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 12. Januar 2021 (BGBl. I S. 69)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 2 
der Verordnung vom 11. November 2020 (BGBl. I S. 2428)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I  

S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom  
10. September 2021 (BGBl. I S. 4147)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und  
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 353)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Errichtung und Betrieb 
von zwei Windkraftanlagen 

in 16278 Angermünde

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 11. Oktober 2022

Die Firma Teut Windprojekte GmbH, Vielitzer Weg 12 in 
16835 Lindow/Mark, beantragt die Genehmigung nach § 4 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf den Grund-
stücken in 16278 Angermünde in der Gemarkung Dobberzin, 
Flur 1, Flurstücke 61 und 64 zwei Windkraftanlagen (WKA) zu 
errichten und zu betreiben (Az.: G04521).

Für das Vorhaben besteht die Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den 
Betrieb einer Windkraftanlage des Typs Nordex N149-5.X mit 
einem Rotordurchmesser von 149,1 m, einer Nabenhöhe von 
164 m zuzüglich 3 m Fundamenterhöhung und einer Gesamt-
höhe von 238,6 m und einer Windkraftanlage des Typs Nordex 
N163-5.X mit einem Rotordurchmesser von 163 m, einer Naben-
höhe 164 m zuzüglich 3 m Fundamenterhöhung und einer  
Gesamthöhe von 245,5 m. Die Nennleistung beträgt jeweils  
5,7 MW. Zu jeder Windkraftanlage gehören Fundament, Zuwe-
gung und Kranstellfläche.

Es handelt sich dabei um Anlagen der Nummer 1.6.2 V des 
Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla-
gen (4. BImSchV) sowie um die Änderung eines Vorhabens 
nach Nummer 1.6.1 X der Anlage 1 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG).

Die Inbetriebnahme der Anlagen ist im zweiten Quartal 2023 
vorgesehen.

Auslegung

Die Auslegung des Genehmigungsantrags und der dazugehö
rigen erforderlichen Unterlagen sowie der entscheidungserheb-
lichen Berichte und Empfehlungen, die der Behörde im Zeit-
punkt der Bekanntmachung vorliegen, werden gemäß § 3 Ab-
satz 1 Satz 1 des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer 
Planungs- und Genehmigungsverfahren während der COVID-19- 

https://www.uvp-verbund.de/
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Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch 
eine Veröffentlichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt.

Der Genehmigungsantrag und die dazugehörigen erforderlichen 
Unterlagen sowie die entscheidungserheblichen Berichte und 
Empfehlungen, die der Behörde im Zeitpunkt der Bekannt
machung vorliegen, sind einen Monat vom 19. Oktober 2022 bis 
einschließlich 18. November 2022 über das länderübergreifende 
zentrale UVP-Internetportal unter https://www.uvp-verbund.de/ 
jederzeit und für jedermann einsehbar.

Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von § 3 Absatz 2 
Satz 1 PlanSiG werden der Genehmigungsantrag und die dazu-
gehörigen erforderlichen Unterlagen sowie die entscheidungs
erheblichen Berichte und Empfehlungen, die der Behörde im Zeit-
punkt der Bekanntmachung vorliegen, zeitgleich im Landesamt 
für Umwelt, Abteilung Technischer Umweltschutz 1, Genehmi-
gungsverfahrensstelle Ost, Müllroser Chaussee 50, Zimmer 112 
in 15236 Frankfurt (Oder) und in der Stadt Angermünde, Bauen 
& Planen, SB Stadtplanung, Heinrichstraße 12 in 16278 Anger-
münde ausgelegt und können dort während der Dienststunden 
von jedermann eingesehen werden.

Aufgrund der aktuellen COVID-19-Pandemie ist zur Einhal-
tung der gesetzlich geforderten Schutzmaßnahmen für Ein-
sichtnahmen in die in Papierform ausgelegten Unterlagen eine 
vorherige telefonische Anmeldung während der Dienststun-
den unter den Nummern im Landesamt für Umwelt unter  
0335 60676-5182 oder per E-Mail: t13@lfu.brandenburg.de 
und in der Stadt Angermünde unter 03331 2600-56 oder per  
E-Mail: c.szallies@angermuende.de erforderlich.

Es wurde ein Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswir-
kungen des Vorhabens (UVP-Bericht) vorgelegt, dieser ist Be-
standteil der veröffentlichten und ausgelegten Unterlagen.

Die ausgelegten Unterlagen enthalten auch die Untersuchungen 
zur Prüfung der Umweltverträglichkeit, insbesondere Angaben 
zu Schall und Schattenwurf, Auswirkungen auf Avifauna, Fle-
dermäuse, Wasser, FFH- und SPA-Gebiete und eine natur-
schutzfachliche Eingriffs-/Ausgleichsplanung.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Einwen-
dungsfrist vom 19. Oktober 2022 bis einschließlich 19. Dezem-
ber 2022 unter Angabe der Vorhaben-ID G04215 schriftlich 
oder elektronisch beim Landesamt für Umwelt, Genehmigungs-
verfahrensstelle Ost, Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam oder bei 
der Stadt Angermünde, Markt 24 in 16278 Angermünde erhoben 
werden. Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungs
verfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf beson-
deren privatrechtlichen Titeln beruhen.

Für elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal 
unter Angabe der oben genannten Vorhaben-ID verwendet wer-
den unter: https://lfu.brandenburg.de/einwendungen. 

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Einwen-
dungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungsbehörde 

nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob ein Erörte-
rungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund dieser Entschei-
dung kein Erörterungstermin statt, so wird dies nochmals geson-
dert öffentlich bekannt gemacht. Gehen keine form- und fristge-
rechten Einwendungen ein, entfällt der Erörterungstermin.

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 14. Februar 
2023 um 10 Uhr im Konferenzraum des Projekthaus-AHA, 
Schwedter Straße 22 in 16278 Angermünde. Dieser Termin 
dient dazu, die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Ein-
wendungen zu erörtern, soweit dies für die Prüfung der Geneh-
migungsvoraussetzungen von Bedeutung sein kann. Dazu wird 
denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, Gelegenheit 
gegeben, ihre Einwendungen gegenüber der Genehmigungs
behörde und dem Antragsteller zu erläutern. Kann die Erörterung 
an diesem Tag nicht abgeschlossen werden, wird der Erörte-
rungstermin an den folgenden Werktagen fortgesetzt. Es wird 
darauf hingewiesen, dass die form- und fristgerecht erhobenen 
Einwendungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von 
Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert werden.

Hinweise

Eine Eingangsbestätigung auf die schriftlich oder per E-Mail 
erhobenen Einwendungen wird nicht vorgenommen. Bei Ver-
wendung des Einwendungsportals erfolgt eine automatische 
Eingangsbestätigung.

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
hörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben. 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmi-
gungsverfahrens nicht erforderlich sind. 

Eine gesonderte Einladung zum Erörterungstermin erfolgt 
nicht. Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen 
kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung wurde 
freiwillig beantragt.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1362)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 12. Januar 2021 (BGBl. I S. 69)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 2 
der Verordnung vom 11. November 2020 (BGBl. I S. 2428)

https://www.uvp-verbund.de/
https://lfu.brandenburg.de/einwendungen
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Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I  
S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom  
10. September 2021 (BGBl. I S. 4147)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und  
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 353)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Errichtung und Betrieb von vier Windkraftanlagen 
(Windpark Waldow Repowering II)

in 15910 Schönwald OT Waldow
			 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 11. Oktober 2022

Die Firma NOTUS energy Plan GmbH & Co. KG, Parkstraße 1 
in 14469 Potsdam, beantragt die Genehmigung nach § 16b des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), vier Wind-
kraftanlagen (WKA) in der Gemarkung Waldow/Brand, Flur 2, 
Flurstücke 268, 280/2 und 283 sowie in der Gemarkung Frei-
walde, Flur 3, Flurstück 164 zu errichten und zu betreiben. 

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen eine Anlage des Typs 
VESTAS V150-5.6 MW (Nabenhöhe 169 m, Rotordurchmes-
ser 150 m, Gesamthöhe 244 m) und drei Anlagen des Typs 
V162-5.6 MW (Nabenhöhe 169 m, Rotordurchmesser 162 m, 
Gesamthöhe 250 m) jeweils mit Hybridturm. Zu jeder WKA 
gehören Fundament, Kranstellfläche und Zuwegung.

Im Zusammenhang damit werden sieben WKA des Typs  
VESTAS V80-2.0 MW (Nabenhöhe 100 m, Rotordurchmesser 
80 m, Gesamthöhe 140 m) in der Gemarkung Waldow/Brand, 
Flur 2, Flurstücke 256, 268, 280/2, 283 und 338 sowie in der 
Gemarkung Freiwalde, Flur 3, Flurstücke 158 und 170 repow-
ert, das heißt, diese Anlagen werden vor Errichtung der neuen  
vier WKA zurückgebaut (separate Abrissgenehmigung). 

Für das Vorhaben wurde eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
beantragt.

Bei dem Vorhaben handelt es sich um eine Anlage der Num-
mer 1.6.2 V des Anhangs 1 der Verordnung über geneh
migungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vor-
haben nach Nummer 1.6.2 der Anlage 1 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG).

Die Inbetriebnahme der Anlage ist im II. Quartal 2024 vorge
sehen.

Auslegung

Die Auslegung des Genehmigungsantrags sowie der dazugehö-
rigen erforderlichen Unterlagen erfolgt gemäß § 3 Absatz 1 
Satz 1 des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren während der COVID-19- 
Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch 
eine Veröffentlichung dieser Unterlagen im Internet.

Der Genehmigungsantrag, die dazugehörigen erforderlichen 
Unterlagen und die bereits im Genehmigungsverfahren vorlie-
genden abschließenden Stellungnahmen werden einen Monat 
vom 19. Oktober 2022 bis einschließlich 18. November 2022 
auf der Internetseite des Landesamtes für Umwelt Brandenburg 
unter der Vorhaben-ID Süd-G05621 veröffentlicht: https://lfu.
brandenburg.de/info/genehmigungen-sued.

Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von § 3 Absatz 2 
Satz 1 PlanSiG werden die vorgenannten Unterlagen zeitgleich 

-	 im Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz 1, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Von-Schön-
Straße 7, Zimmer 4.27 in 03050 Cottbus,

-	 im Amt Unterspreewald, Raum 107, Markt 1, in 15938 Gol-
ßen und

-	 im Nebenstandort des Amtes Unterspreewald, Zimmer S006, 
Hauptstraße 49 in 15910 Schönwald

ausgelegt und können dort während der Dienststunden von je-
dermann eingesehen werden.

Hinweis: Aufgrund der aktuellen COVID-19-Pandemie ist zur 
Einhaltung der gesetzlich geforderten Schutzmaßnahmen für 
Einsichtnahmen in die ausgelegten Unterlagen eine vorherige 
Anmeldung unter folgenden Kontaktdaten erforderlich:

-	 im Landesamt für Umwelt 
	 unter der Telefonnummer 0355 4991-1421 
	 oder E-Mail: t12@lfu.brandenburg.de und
-	 im Amt Unterspreewald 
	 unter den Telefonnummern 035452 384-412 
	 und 035452 384-414 
	 oder E-Mail: bauamt@unterspreewald.de. 

Die veröffentlichten und ausgelegten Unterlagen enthalten ins-
besondere Angaben zu Schall und Schattenwurf, zum Brand-
schutz, zur Erkennung und Verhinderung von Eisabwurf, ein 
Turbulenzgutachten mit zugehörigem Prüfbericht, naturschutz-
fachliche Gutachten und eine spezielle artenschutzrechtliche 
Prüfung sowie Angaben zur Prüfung der Umweltverträglichkeit 
(UVP-Bericht) mit integriertem Landschaftspflegerischem Be-
gleitplan (LBP). 

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 19. Oktober 2022 bis einschließlich  
19. Dezember 2022 unter Angabe der Vorhaben-ID Süd-G05621 
schriftlich oder elektronisch erhoben werden:

https://lfu.brandenburg.de/info/genehmigungen-sued
https://lfu.brandenburg.de/info/genehmigungen-sued
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-	 beim Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrens-
stelle Süd, Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam, elektro-
nisch an die E-Mail-Adresse t12@lfu.brandenburg.de oder 
über das Einwendungsportal https://lfu.brandenburg.de/
einwendungen, 

-	 beim Amt Unterspreewald, Bauamt, Markt 1 in 15938 Gol-
ßen. 

Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren 
alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen.

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungsbe-
hörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob ein 
Erörterungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund dieser 
Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies noch-
mals gesondert öffentlich bekannt gemacht. Gehen keine form- 
und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörterungs-
termin.

Ist nach Einschätzung der Behörde aufgrund der Pandemiesitua
tion die Durchführung eines Erörterungstermins nicht sicher 
möglich, kann stattdessen ersatzweise eine Online-Konsulta
tion gemäß § 5 Absatz 3 Satz 2 PlanSiG in Verbindung mit § 73 
Absatz 6 Satz 2 bis 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(VwVfG) durchgeführt werden. In diesem Fall wird die Durch-
führung der ersatzweisen Online-Konsultation rechtzeitig öffent
lich bekannt gemacht.

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 15. Februar 
2023 um 10 Uhr im Dorfgemeinschaftshaus Waldow, Dorf-
straße 60 in 15910 Schönwald OT Waldow. Dieser Termin 
dient dazu, die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Ein-
wendungen zu erörtern, soweit dies für die Prüfung der Geneh-
migungsvoraussetzungen von Bedeutung sein kann. Dazu wird 
denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, Gelegenheit 
gegeben, ihre Einwendungen gegenüber der Genehmigungsbe-
hörde und dem Antragsteller zu erläutern. Kann die Erörterung 
an diesem Tag nicht abgeschlossen werden, wird der Erörte-
rungstermin am folgenden Werktag fortgesetzt. Es wird darauf 
hingewiesen, dass die form- und fristgerecht erhobenen Ein-
wendungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von 
Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert werden.

Hinweise

Eine Eingangsbestätigung auf schriftlich oder per E-Mail erho-
bene Einwendungen erfolgt nicht. Bei Verwendung des Ein-
wendungsportals wird eine automatische Eingangsbestätigung 
generiert.

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
hörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben. 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmi-
gungsverfahrens nicht erforderlich sind. 

Eine gesonderte Einladung zum Erörterungstermin sowie zur 
Online-Konsultation erfolgt nicht. Die Zustellung der Entschei-
dung über die Einwendungen kann durch öffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1362)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 12. Januar 2021 (BGBl. I S. 69) 

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 2 
der Verordnung vom 11. November 2020 (BGBl. I S. 2428)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I  
S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom  
10. September 2021 (BGBl. I S. 4147)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und  
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 353)

Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), zuletzt 
geändert durch Artikel 24 Absatz 3 des Gesetzes vom 25. Juni 
2021 (BGBl. I S. 2154)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

https://lfu.brandenburg.de/einwendungen
https://lfu.brandenburg.de/einwendungen
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BEKANNTMACHUNGEN DER KÖRPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND 
STIFTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN RECHTS

Deutsche Rentenversicherung Berlin-Brandenburg

Änderung in der Zusammensetzung 
der Vertreterversammlung der Deutschen 
Rentenversicherung Berlin-Brandenburg

Bekanntmachung 
der Deutschen Rentenversicherung Berlin-Brandenburg

Vom 20. September 2022

Der Vorstand der Deutschen Rentenversicherung Berlin-Bran-
denburg hat in seinen Sitzungen am 15. April 2021, 16. Februar 
2022 und 26. April 2022 festgestellt, dass die nachstehend auf-
geführten vom Listenträger vorgeschlagenen Nachfolgerinnen 
beziehungsweise Nachfolger nach § 60 Absatz 3 des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch als gewählt gelten.

Die Zusammensetzung der Vertreterversammlung hat sich da-
mit wie folgt geändert:

A. Mitglieder

b) Gruppe der Arbeitgeber

Liste der Vereinigung der Unternehmensverbände 
in Berlin und Brandenburg e. V. (UVB)

Lfd. 
Nr.

Name, 
Vorname

Geburtsjahr Anschrift

15 Thoma, 
Andreas

1984 Freiligrathstraße 41, 
15732 Schulzendorf

B. Stellvertretende Mitglieder

a) Gruppe der Versicherten

Liste des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
und der Arbeitsgemeinschaft Christlicher 
Arbeitnehmerorganisationen (DGB/ACA)

Lfd. 
Nr.

Name, 
Vorname

Geburtsjahr Anschrift

6 Billich, 
Iris

1962 Märkische Zeile 6, 
15711 Königs Wusterhausen

b) Gruppe der Arbeitgeber

Liste der Vereinigung der Unternehmensverbände 
in Berlin und Brandenburg e. V. (UVB)

Lfd. 
Nr.

Name, 
Vorname

Geburtsjahr Anschrift

1 Bräunert, 
Dayana

1978 Jägerstieg 34, 
14532 Kleinmachnow

Frankfurt (Oder), 20. September 2022

gez. Hoßbach
Der Vorsitzende des Vorstandes

Zwangsversteigerungssachen

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder 
wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im Termin 
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er 
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw. 
Gläubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der 
Verteilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläu-
bigers und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die An-
meldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines 

BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Rechts unterbleibt oder erst nach dem Verteilungstermin 
erfolgt, bleibt der Anspruch aus diesem Recht gänzlich unbe-
rücksichtigt.

Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine 
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung 
aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzutei-
len. Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift 
der Geschäftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungs- 
gegenstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs 
entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstweilige 
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Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht den 
Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der Ver-
steigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstandes.

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Freitag, 2. Dezember 2022, 10:00 Uhr
im Sitzungssaal 003 des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müllro-
ser Chaussee 55, 15236 Frankfurt (Oder) öffentlich versteigert 

werden: Eingetragen im Grundbuch von Fürstenwalde/Spree 
Blatt 9300, Flur 158, Flurstück 280, Gebäude- und Freifläche, 
Ulmenring 2, 594 m2, BV lfd. Nr. 1
Lage: Ulmenring 2, 15517 Fürstenwalde
Nutzung: Wohngrundstück 

Verkehrswert:	 325.000,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 21.10.2021 in das Grund-
buch eingetragen worden.
Geschäfts-Nr.: 3 K 80/21

SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Ungültigkeitserklärung von Dienstausweisen

Landesamt für Arbeitsschutz, Verbraucherschutz und Ge-
sundheit

Der durch Verlust abhandengekommene Dienstausweis von 
Frau Juliane Strohfeld, Dienstausweisnummer 221179, ausge-
stellt am 13.08.2021, gültig bis 12.08.2031, wird hiermit für 
ungültig erklärt.
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